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Geſetz-Sammlung 
| für die 


Königliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 39. 


(Nr. 4478.) Geſetz, betreffend die Zertheilung von Grundſtuͤcken und die Gruͤndung neuer 
Anſiedelungen in Neu⸗-Vorpommern und Rügen, Vom 26. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


. mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


§. 1. 


Das Geſetz, betreffend die Zerſtuͤckelung von Grundſtuͤcken und die Gruͤn⸗ 
dung neuer Anſiedelungen vom 3. Januar 1845., nebft den daſſelbe ergaͤnzen⸗ 
den und abaͤndernden Beſtimmungen, wird hiermit fuͤr Neu⸗Vorpommern und 
Rügen eingeführt. Jedoch treten daſelbſt folgende Modifikationen ein: 


H. 2. 


Die im $. 2. des Geſetzes vom 24. Mai 1853. (Geſetz⸗- Sammlung 
S. 241.) und im F. 3. des Geſetzes vom 24. Februar 1850. (Geſetz-Samm⸗ 
lung S. 68.) dem Hypothekenrichter zugewieſenen Geſchaͤfte werden dem Ge⸗ 
richte der belegenen Sache uͤbertragen. . 


sur, 
Anſtatt des H. 4. des Geſetzes vom 24. Mai 1853. find die Vorſchrif⸗ 
ten der HF. 4. und 5. des gegenwärtigen Geſetzes maaßgebend. 
i H. 4. 


Sogleich nach Aufnahme des Vertrages muß das Gericht die Prokla⸗ 
mation des zu zertheilenden Grundſtuͤcks, und zwar, wenn der Vertrag keine 
andere Feſtſetzung enthaͤlt, auf Koſten des Veraͤußerers erlaſſen. 0 

Jahrgang 1856. (Ar. 4478.) 80 H. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 33, Juli 1856. 
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F. 5. 


Behufs Aufnahme des Vertrages hat der Veraͤußernde dem Gerichte ein 
Verzeichniß der auf dem zu zertheilenden Grundſtuͤcke haftenden Laſten und 
Abgaben jeder Art, ſowie der Hypothekenſchulden, vorzulegen. 


. 


Die Beſtimmungen des F. 6. und des F. 7. Nr. 2. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845. finden keine Anwendung. 


H. 7. 


Bei der Vertheilung und Regulirung der öffentlichen Laſten, welche durch 
eine Zerſtuͤckelung von Grundſtuͤcken oder durch die Gründung einer neuen An⸗ 
ſiedelung bedingt wird ($. 7. Nr. 1., §§. 25. und 26. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845.), ift auf den Kirchſpiels- und Ortsarmen⸗Verband Ruͤckſicht 
zu nehmen. Dieſe Verbaͤnde find daher bei der Regulirung mit ihren Erklaͤ⸗ 
rungen zu hoͤren. 

Denſelben wird ferner ein Widerſpruchsrecht gegen die Gruͤndung einer 
neuen Anſiedelung in gleicher Weiſe beigelegt, wie es im $. 11. des Geſetzes 
vom 24. Mai 1853. der Ortsobrigkeit und der Gemeinde eingeraͤumt worden 
iſt. Die Entſcheidung darüber erfolgt in dem im F. 29. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845. vorgeſchriebenen Wege. 

Der Plan tiber die Anlegung einer Kolonie ($. 34. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845.) muß ebenfalls die Verhaͤltniſſe zum Kirchſpiels- und Orts⸗ 
armen⸗Verbande, ſowie ſonſtige Korporations- oder Sozietaͤtskoſten, z. B. Duͤ⸗ 
nen⸗ und Deichbaulaſten ꝛc., ordnen und ſicherſtellen. a 


$ 8. 


Das Ausgebots- und Verſteigerungsverfahren — H. 6. des Geſetzes 
vom 24. Mai 1853. — muß bei Dee der im H. 9. daſelbſt beſtimm⸗ 
ten Strafe vor dem Gerichte der belegenen Sache, oder vor einem Kommiſſar 
deſſelben erfolgen, und dabei den Beſtimmungen $$. 6. und 7. des Geſetzes 
vom 24. Mai 1853. genügt, nach Beendigung der Verſteigerung und, nach⸗ 
dem von dem Veraͤußerer der Zuſchlag ertheilt worden, das Proklamations⸗ 
Verfahren nach den Beſtimmungen des $. 4. dieſes Geſetzes veranlaßt werden. 

Der $. 8. des Geſetzes vom 24. Mai 1853, findet keine Anwendung. 


H. 9. 


Das im H. 8. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. erwähnte Reguli⸗ 
rungsgeſchaͤft wird fuͤr das akademiſche Amt der akademiſchen Adminiſtration 
in Greifswald, fuͤr eine jede ſtaͤdtiſche Feldmark dem Magiſtrate ee 


* 
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N 10. 


Die von dem Landrathe oder in ſeinem Auftrage von der Ortsobrigkeit, 
imgleichen die von der akademiſchen Adminiſtration und die von dem Magi⸗ 
firate (H. 9.) aufgenommenen Regulirungsprotokolle haben die Beweiskraft 
oͤffentlicher Urkunden. 

Dieſe Beſtimmung trilt an die Stelle des §. 10. des Geſetzes vom 

3. Januar 1845. 


H. 11. 


Die im H. 22. des Geſetzes vom 3. Januar 1845. anderen Perſonen, 
als dem Fiskus bewilligte zwoͤlfwoͤchentliche Friſt zur Einlegung des Rekurſes 
gebührt nicht denjenigen, welche durch Artikel XIII. der Deklaration vom 
6. April 1839., ſondern denjenigen, welche durch F. 43. der Verordnung vom 
21. Juli 1849. über das Verfahren in Civilprozeſſen im Bezirke des Appella⸗ 
tionsgerichts zu Greifswald dem Fiskus gleichgeſtellt worden ſind. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 26. Mai 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 4479.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Memeler Stadt⸗ 
Obligationen im Betrage von 300,000 Rthlr. Vom 16, Juni 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten in Memel darauf an⸗ 
getragen haben, ihnen zur Beſtreitung der Koſten gemeinnuͤtziger Anlagen die 
Aufnahme eines Darlehns von dreimal hundert tauſend Thalern Kurant gegen 
Ausſtellung auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons verſehener, Obliga⸗ 
tionen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem An⸗ 
trage ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen Wir in Gemaͤßheit des 
Gr, 4478 4479) 80 * 
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H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegen⸗ 
waͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der 
gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


H. 1. 


Das Anlehen darf bis zur Hoͤhe von 300,000 Rthlr. gemacht werden; 
die dem Beduͤrfniſſe entſprechende Emiſſion der Obligationen bleibt aber der 
Beſtimmung des Magiſtrats und der Stadtverordnetenverſammlung vorbehalten. 


H. 2. 


Die Obligationen werden in Apoints von 500 Rthlr., 100 Rthlr. und 
50 Rthlr. ausgegeben, welche im Anſchluſſe an die Anleihe vom 14. März 
1845., von Nr. 282. ab fortlaufen und mit vier ein halb Prozent jaͤhrlich 
verzinſet werden. 


H. 3. 


Die Zahlung der Zinſen erfolgt halbjaͤhrig am 2. Januar und 1. Juli 
bei der Stadt⸗Hauptkaſſe zu Memel, von welcher auch zur allmaͤligen Tilgung 
der Schuld Ein Prozent ihres Betrages, ſowie die, auf die eingeloͤſten Obli⸗ 
gationen fallenden Zinſen am Schluſſe jeden Jahres verwendet werden ſoll. 
Die Stadtgemeinde behaͤlt ſich indeß vor, den Tilgungsfonds mit Genehmigung 
der Regierung zu Koͤnigsberg zu verſtaͤrken und dadurch die Abtragung der 
Schuld zu beſchleunigen. | 

Den Inhabern der Obligationen fteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. s 


H. 4. 


Die Leitung der Geſchaͤfte in Bezug auf die Ausſtellung, Verzinſung 
und Tilgung der zu emittirenden Obligationen wird der, fuͤr die Anleihe vom 
14. Maͤrz 1845. bereits beſtehenden Schuldentilgungs-Kommiſſion uͤbertragen, 
welche nach gaͤnzlicher Amortiſation der aͤlteren Stadt⸗Obligationen unter den⸗ 
ſelben Beſtimmungen bis zur Tilgung der auf Grund des gegenwaͤrtigen Pri⸗ 
vilegiums zu emittirenden Obligationen in Thaͤtigkeit bleibt. 


H. 5. 


Die Obligationen werden nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem 
Magiſtrat und den Mitgliedern der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterzeichnet 
und von dem Stadtkaͤmmerer und dem Rendanten der Stadt-Hauptkaſſe kon⸗ 
traſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck des Privilegiums beizufuͤgen. 


S 


u Me 


H. 6. 


Den Obligationen werden für die nachften fünf Jahre zehn Zinskupons 

reſp. zu 11 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. — 2 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. und 1 Rthlr. 

3 Sgr. 9 Pf., in den darin beſtimmten Terminen zahlbar, nach dem anliegen⸗ 

den Schema beigegeben. Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnf⸗ 

4 jährigen Periode werden, nach vorheriger ‚Öffentlicher Bekanntmachung, neue 

Zinskupons durch die Stadt⸗Hauptkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen aus⸗ 

gehaͤndigt. Daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. Die 

Kupons werden von dem Stadtkaͤmmerer und dem Rendanten der Stadt⸗ 
Hauptkaſſe unterſchrieben. g 


N 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zinskupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Stadt⸗Hauptkaſſe gezahlt. Auch 
werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Stadt⸗Hauptkaſſe, 
namentlich des Kanons, der Zeitpachtgefaͤlle und der Kommunalſteuer, in Zah⸗ 
lung angenommen. N 


H. 8. 


Die Kupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen fuͤnf 
Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr ausge⸗ 
ſetzten Fonds ſollen zur ſtaͤdtiſchen Hauptkaſſe fließen. 


H. 9. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung unter H. 3. zu tilgenden Obli⸗ 
gationen follen jährlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate 
vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


$. 10. 


Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Magiſtrats durch die 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen 
f zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt ge⸗ 

attet iſt. . : 
Ueber die Verloofung wird ein, von dem Magiſtrat und den Mitglie⸗ 
dern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


§. 11. 


| Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Stadt⸗Hauptkaſſe an den 
(Nr. 4479.) Vor⸗ 
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Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit letzteren ſind 
zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤlligen Zinskupons ein⸗ 
zuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung dieſer Kupons verwendet. 


§. 12. 


Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht bin⸗ 
nen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt werden, 
ſollen der Sparkaſſe als zinsfreies Depoſitum uͤberwieſen werden. 


Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur auf eine, von 
der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte Anweiſung des Magiſtrats zur 
beſtimmungsmaͤßigen Verwendung an den Rendanten der Stadt- Hauptkaffe 
uͤberwieſen werden. 


Die deponirten Kapitalbetraͤge ſollen den Inhabern jener Obligationen | 
längftens in drei Tagen, nach Vorzeigung der Obligation, bei der Stadt⸗Haupt⸗ 
kaſſe ausgezahlt werden. 


H. 13. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen find in der, nach der Beſtimmung unter H. 9. jährlich zu erlaſſenden 
Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 
dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren 
nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht der Beſtim⸗ 
mung unter $. 16. gemäß als verloren oder vernichtet zum Behuf der Erthei⸗ 
lung neuer Obligationen, binnen dieſer Friſt, angemeldet, ſo ſollen nach deren 
Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen werden, und die dafuͤr deponir⸗ 
ten Kapitalbetraͤge der Stadt⸗Hauptkaſſe anheimfallen. 


H. 14. 


Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermögen und den ſaͤmmtlichen Einkuͤnften der Kaͤm⸗ 
merei, und kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur 
rechten Zeit gezahlt werden, auf Zahlung derſelben von den Glaͤubigern ge: 
richtlich angetragen werden. 


$. 15. 


„Die unter $$. 6. 9. 10. und 13. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die in Memel erſcheinenden Blätter, durch das Amtsblatt der 
Regierung zu Königsberg, und durch den Staats-Anzeiger. 


H. 16. 
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H. 16. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug ha⸗ 
benden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1849. wegen des Aufge⸗ 
bots und der Amortiſation verlorener und vernichteter Staatspapiere Hö. 1. 
bis 12. mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird der ſtäͤdtiſchen Tilgungskom⸗ 
miſſion gemacht. Dieſer werden alle diejenigen Geſchaͤfte und Befug⸗ 
niſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatz 
Miniſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen der Kommiſſion findet 
der Rekurs an die Regierung in Koͤnigsberg ſtatt; 

b) das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte in Memel; 

c) die dort in den SS. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die hier unter $. 15. angeführten Blaͤtter geſchehen; 

d) an die Stelle der im H. 7. erwähnten ſechs Zinſenzahlungs-Termine ſol⸗ 
len acht, und anſtatt des im H. 8. erwähnten achten Zinſenzahlungs⸗ 
Termins, ſoll der zehnte abgewartet werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f 
Gegeben Sansſouei, den 16. Juni 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Memeler Stadt⸗Obligation 
(Trockener Stadtſtempel.) i (Stadtſiegel.) 
n BR 


bern Thaler Kurant. 


Die Endes unterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privelegium vom ........ 
i 1 ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen hier⸗ 

mit, daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von ...... Rthlr. 

50 deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Memel zu for⸗ 
ern hat. 

(Ar. 4479.) Die 
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er 


Die auf vier ein halb Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinfen find am 
2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤck⸗ 
gabe der ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. 

Das Kapital wird durch Amortifation berichtigt werden, weshalb eine 
Kündigung Seitens des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 

Die naͤheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privile⸗ 
gium enthalten. 


Memel, den teen 18. 
Der Magiſtrat. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
N. N. N. N. 
Eingetragen Kontrolbuch. (Hierzu ſind Kupons ausgereicht.) 


Der Stadt⸗Kämmerer. Der Stadt⸗Hauptkaſſen⸗Rendant. 


S. 1. Dieſer Kupon wird nach dem Aller⸗ 
. en 10. höchſten Privilegium vm 
ungültig und werthlos, wenn deſſen 

(Erſter) K u p on Geldbetrag nicht bis zm 


erhoben iſt. 


zur 
Memeler Stadt⸗Obligation 
Ber Thaler. 
Inhaber dieſes empfaͤngt am en an halbjaͤhrigen Zinſen der oben 
benannten Memeler Stadt-Obligation aus der Stadt-Hauptkaſſe 


SE SA Rthlr.. Sgr. .. Pf. 
Der Magiſtrat. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
NEN: NN. 
Eingetragen Fol. der Kontrole. 


Der Stadt⸗Kämmerer. Der Stadt⸗Hauptkaſſen⸗Rendant. 


(Nr. 4480.) 


PK EN 


((Fr. 4480.) Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde „betreſſend den Nachtrag zu dem 


Statut der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wegen Anlage von 
Zweig⸗Eiſenbahnen von Wittenberg und Deſſau uͤber Bitterfeld nach Halle 
und Leipzig. Vom 25. Juni 1856. ö 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft nach Inhalt der 
Verhandlungen der Generalverſammlungen vom 16. Dezember 1853., 27. Ja⸗ 
nuar 1854., 30. April und 11. Juni 1855. auf Grund des H. 26. des un⸗ 
term 15. Mai 1839. beftätigten Statuts beſchloſſen hat, dem von ihr begruͤn⸗ 
deten Unternehmen einer Eiſenbahn von Berlin nach Coͤthen, welches durch 
den, unterm 2. September 1845. beftätigten Statut-Nachtrag bereits auf die 
Anlage einer Zweigbahn von Juͤterbogk nach Rieſa ausgedehnt worden iſt, 
eine fernere Erweiterung durch den Bau und demnaͤchſtigen Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn von Wittenberg über Bitterfeld nach Halle, mit Abzweigungen einerſeits 
von Bitterfeld nach Leipzig, andererſeits von Bitterfeld nach Deſſau, in der 
Art zu geben, daß auch dieſe neuen Bahnen einen integrirenden Theil ihres 
Unternehmens bilden, und auch auf ſie die beſtehenden Verpflichtungen und 
Rechte der Geſellſchaft uͤbergehen ſollen, wollen Wir zu dieſen Beſchluͤſſen, 


Unſere landesherrliche Zuͤſtimmung mit der Maaßgabe ertheilen, daß die Ber⸗ 
lin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft den, ruͤckſichtlich der neuen Bahnen mit 
den betheiligten auswaͤrtigen Regierungen abzuſchließenden Staatsvertraͤgen, 
ſoweit ſie durch den Inhalt derſelben betroffen wird, ſich zu unterwerfen hat. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, nament⸗ 
lich diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie die Verordnung vom 21. Dezem⸗ 
ber 1846., die bei dem Baue von Eiſenbahnen beſchaͤftigten Handarbeiter be⸗ 
treffend (Geſetz⸗ Sammlung für 1847. S. 21.), imgleichen das Geſetz vom 
30. Mai 1853., die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Abgabe betreffend 
(Geſetz⸗Sammlung für 1853. S. 449.), auf die neuen Bahnen Anwendung 
finden ſollen. a . 

Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde ſoll nebſt 
dem Nachtrage zu dem Geſellſchaftsſtatut durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
gemacht werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . 
Gegeben Sansſouei, den 25. Juni 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. o. Bodelſchwingh. 


un ſolche in dem beiliegenden Statut-Nachtrag niedergelegt find, hierdurch 


Jahrgang 1856. (Nr. 4480-4181.) a 81 Nach⸗ 
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Nachtrag 
zu dem 
Statut der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend 
die Anlage von Zweigbahnen von Wittenberg und Deſſau über 
Bitterfeld nach Halle und Leipzig. 5 


Artikel J. 

Die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft hat beſchloſſen, ihr, durch 
das Allerhöchft beſtaͤtigte Statut vom 3. April 1839. (Geſetz⸗Sammlung Nr. 
2019.) gegruͤndetes, und durch den ebenmaͤßig unterm 2. September 1845. 
beftätigten Nachtrag zu dieſem Statute (Geſetz-Sammlung Nr. 2621.) erwei⸗ 
tertes Unternehmen auf neue Zweigbahnen auszudehnen, welche die Staͤdte 
Wittenberg und Deſſau mit Bitterfeld verbinden, und von Bitterfeld einerſeits 
nach Halle, andererſeits nach Leipzig in gerader Linie fuͤhren ſollen, und dieſe 
Zweigbahnen in gleicher Art, wie die Berlin- Anhaltiſche Eiſenbahn für. ihre 
Rechnung zu benutzen, ſo daß ſie einen integrirenden Theil ihres ganzen Eiſen⸗ 
bahnunternehmens ausmachen ſollen. 


Artikel II. 

Es ſollen daher auch auf das ſolchergeſtalt erweiterte Unternehmen ſo⸗ 
wohl das Statut vom 3. April 1839., als alle dazu ergangenen Nachtraͤge, 
alle fuͤr die Berlin⸗Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft erlaffenen Privilegien und 
ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen, ſowie alle eingegangenen oder erworbenen 
vertragsmäßigen Rechte und Verpflichtungen übergehen, 2 


Artikel IM. 


In Betreff der zu dem Bau der Zweigbahnen erforderlichen Koſten iſt 
die Ausgabe von Prioritaͤls⸗Obligationen im Betrage von 4,500,000 Rrehlr. 
beſchloſſen und dieſerhalb ein beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium ertheilt. 


(Ir. 4481.) Privilegium wegen Emiffion von Prioritaͤts- Obligationen der Berlin: 
Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft im Betrage von 4,500,000 Thalern 
zum Bau von Zweigbahnen von Wittenberg und Deſſau uͤber Bitterfeld 
nach Halle und Leipzig. Vom 25. Juni 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem die Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahngeſellſchaft mit Unſerer lan⸗ | 

Desherrlichen Zuſtimmung befchloffen hat, ihr Unternehmen auf den Ban von 

! Zweig: 
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ECKE 


g und Deſſau uͤber Bitterfeld nach Halle 
und Leipzig auszudehnen und das dazu erforderliche Anlagekapital durch eine 
Prioritaͤtsanleihe aufzubringen, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft Behufs 
Erbauung der vorerwaͤhnten Zweig⸗Eiſenbahnen und Beſchaffung der fuͤr dieſe 
Bauanlagen erforderlichen Betriebsmittel die Aufnahme einer ferneren Anleihe 
von 4,500,000 Rthlr. gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit 
Zinsſcheinen verſehener Prioritaͤts-Obligationen geſtatten, und in Beruͤckſichti⸗ 
gung der Gemeinnuͤtzigkeit jenes Unternehmens und in Gemaͤßheit des F. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere lan⸗ 
desherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter fol⸗ 
genden Bedingungen ertheilen. 


H. 1. 


Die Beſchaffung des auf 4,500,000 Rthlr. feſtgeſtellten Anlagekapitals 
erfolgt durch Ausgabe von 27,000 Stuͤck Prioritaͤts- Obligationen, von denen 


4,500 Stück, jede über 500 Rthlr., von Nr. 1004. bis 3,500, 
22,500 Stuͤck, jede über 100 Rthlr., von Nr. 5001. bis 27,500, 


nach dem anliegenden Schema I. ſtempelfrei ausgefertigt werden; die Zins⸗ 
7 kupons werden nach dem anliegenden Schema II. für zehn Jahre ausgegeben. 
32 Auf der Ruͤckſeite der Prioritaͤts-Obligationen wird das gegenwärtige 
Privilegium abgedruckt. 


K. 2. 


Die neuen Prioritaͤts-Obligationen werden mit vier ein halb Prozent „ 
jährlich verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Raten am 2. Januar und © 
1. Juli jeden Jahres gezahlt. 

An den Dividenden der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft nehmen 
die Prioritaͤts⸗Obligationen keinen Theil, dagegen erhalten fie für die ihnen 
zugeſicherten vier ein halb Prozent Zinſen das Vorzugsrecht vor den vorhan⸗ 
denen Stammaktien im Betrage von 6,000,000 Rthlr. dergeſtalt, daß die Zin⸗ 
ſen der erſteren bei der jaͤhrlichen Einnahme vor den Dividenden der Stamm⸗ 

Aktien in Abzug gebracht werden. Auch den Kapitalien der Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor dem Stammaktien-Kapitgle der 
6,000,000. Rthlr. zu. 


g. 3. 


Dagegen ſtehen die auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emit⸗ 
tirenden Prioritaͤts⸗Obligationen den, auf Grund des zweiten Nachtrages zum 
Statute der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit Unſerer unterm 18. Fe⸗ 
bruar 1842. ertheilten Genehmigung (Geſetz-Sammlung fuͤr 1842. S. 77.) 
emittirten, ſogenannten Prioritaͤts⸗-Aktien im Betrage von 1,500,000 Rthlrn. 
(mit vier Prozent verzinslich) in der Prioritaͤt nach, und zwar ſowohl ruͤck⸗ 
ſichtlich der Zinſen, als ruͤckſichtlich des Kapitals, ſo daß dieſen aͤlteren Prio⸗ 

(Nr. 4481.) a Sl” ritaͤts⸗ 
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ritaͤts⸗Aktien der 1,500,000 Rthlr. die unbedingte Priorität ausdruͤcklich vor⸗ 


behalten bleibt. 

Mit denjenigen Prioritaͤts⸗Obligationen der Berlin-Anhaltiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft im Betrage von 1,000,000 Rthlr. jedoch, welche (zu vier ein 
halb Prozent verzinslich) auf Grund Unſeres Privilegiums vom 4. Februar 
d. J. (Geſetz⸗ Sammlung für 1856. S. 94.) kreirt worden, haben die, auf 
Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittirenden Prioritäts-Obligationen, 
dem Vorbehalte in dem Privilegium vom 4. Februar dieſes Jahres $. 4. ges 
1 eng gleiche Priorität, und zwar ſowohl ruͤckſichtlich der Zinſen als des 

apitals. . 


H. 4. 


Die auf Grund dieſes Nachtragsſtatuts zu emittirenden Prioritaͤts-Obli⸗ 
gationen unterliegen der Amortiſation, und es wird fuͤr dieſelben alljaͤhrlich die 
Summe von 22,500 Rthlrn. unter Zuſchlag der durch die eingeloͤſten Obliga⸗ 
tionen erſparten Zinſen und etwanigen Zinſeszinſen aus dem Ertrage des Eiſen⸗ 
bahnunternehmens verwendet. Die Amortiſation und jaͤhrliche Verwendung 
von 22,500 Rthlrn. ſoll jedoch zuerſt mit dem Jahre 1861. beginnen. 

Es bleibt jedoch der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft vor⸗ 
behalten, mit Genehmigung der Staatsverwaltung, mit der Amortiſation ſchon 
früher zu beginnen, ſowie den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und fo die 
Tilgung der Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen. Auch bleibt der Eiſen⸗ 


3 


SE 


bahngeſellſchaft das Recht vorbehalten, außerhalb des Amortiſationsverfah⸗ 


rens, unter Genehmigung der Staatsverwaltung, die Prioritaͤts-Obligationen 
durch die oͤffentlichen Blaͤtter mit mindeſtens dreimonatlicher Friſt zu kuͤndigen 
und durch Zahlung des Nennwerths einzuloͤſen. N 

Ueber die Amortiſation muß dem Koͤniglichen Eiſenbahnkommiſſariate all⸗ 
jaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt werden. 


$. 5. 
Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſollen den Nennwerth ihrer 


Obligationen nur in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft zuruͤckzufordern 


berechtigt ſein: 


a) wenn ein Zinszahlungstermin laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 
als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 
c) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution voll: 
5 ſtreckt wird; 

d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Gläubiger. nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden; i 

e) wenn die im H. 4. feſigeſetzte Amortiſation der Prioritaͤts⸗Obligationen 
nicht innegehalten wird. 


In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigung nicht, 1 
a i dern 


= 


dern das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Falle eintritt, zu⸗ 
ruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins⸗ 
kupons, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes, zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, zu 
d. bis zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehört haben. 

a In dem sub e. vorgeſehenen Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
on machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte erfol⸗ 
en koͤnnen. 

5 Zur Sicherheit der Rechte der Inhaber der Prioritäts-Obligationen ift 
ihnen das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der Berlin-An⸗ 
haltiſchen Eiſenbahngeſellſchaft verpfaͤndet. 


F. 6. 


So lange nicht die gegenwaͤrtig kreirten Prioritaͤts- Obligationen einge⸗ 
loͤſt, oder der Einloͤſungs-Geldbetrag doch gerichtlich deponirt iſt, darf die Ge⸗ 
ſellſchaft von den zur Bahnlinie, zu den Bahnhoͤfen und zum Bahnbetriebe 
verwendeten und eingerichteten Grundſtuͤcken nichts veraͤußern, auch eine wei⸗ 
tere Aktienemittirung nur mit der Maaßgabe unternehmen, daß den Priori⸗ 
taͤts⸗Obligationen der jetzigen Emittirung für Kapital und Zinſen das Vor⸗ 
recht vor den ferner auszugebenden Obligationen oder auszuſtellenden Schuld⸗ 
ſcheinen reſervirt und geſichert wird. 

In der Veraͤußerung ſolcher Grundſtuͤcke hingegen, welche weder zur 
Bahnlinie, noch zu den Bahnhoͤfen, noch zum Bahnbetriebe benutzt werden, 
wird die Geſellſchaft unter Vorausſetzung der Genehmigung der Koͤniglichen 
Regierung (Geſetz vom 3. November 1838. H. 7.) hierdurch nicht beſchraͤnkt. 


H. 7 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des H. 4. zu amortiſirenden 
Prioritaͤts⸗Obligationen werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens 
drei Monate vor dem Zahlungstage Öffentlich bekannt gemacht. Es ſoll jedesmal 
ein moͤglichſt gleicher Rapitalbetrag in Obligationen à 500 Rthlr. und in Obli⸗ 
gationen à 100 Rthlr. gezogen werden. ; 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die Geſellſchaftsdirektion in Gegenwart 
zweier Notare in einem vierzehn Tage vorher zur offentlichen Kenntniß zu 
bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts⸗-Obligationen der 
Zutritt geſtattet iſt. 


§. 9. 8 
Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
Gr. 44810 5 ſtimm⸗ 


ERS, Er, | 


ſtimmten Tage in Berlin von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nennwerthe an 


die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 


Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen 


auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zins⸗ 
kupons einzuliefern. Gefchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden 
Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons ver⸗ 
wendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſten Obligationen ſollen in Ge⸗ 
genwart zweier Notare verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter bekannt gemacht werden. 5 

Die Obligationen aber, welche in Folge der Ruͤckforderung oder Kuͤndi⸗ 
gung der Inhaber außerhalb der Amortiſation eingelöft werden (J. 5.), kann 

die Geſellſchaft ſogleich wieder verausgaben. 


$. 10. 


Ruͤckſichtlich der Obligationen, welche ausgelooſt ſind und, der Bekannt⸗ 
machung durch die. öffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht binnen ſechs Mona⸗ 


ten nach dem Zahlungstermine zur Einlöſung praͤſentirt werden, tritt gericht: 
liche Depoſition ein. 


§. 11. 
Die in den HF. 7. 8. 9. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 


durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam, den Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger, mindeſtens zwei Berliner und eine Leipziger Zeitung. 


Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landes herrliche Privile⸗ 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu ge: 
ben, oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Sans ſouci, den 25. Juni 1856. 8 
(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Bodelſchwingh— 
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2 Rthlr. 500. i M 1. 
. Prioritäts Obligation 
der i 
Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
uͤber 
Fuͤnfhundert Thaler Preußiſch Kurant 
zu 4% Prozent Zinfen. i 2 5 


Ihe dieſes hat auf Hoͤhe von Fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem, in 


Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Allerhoͤchſten u 


| Privilegiums emittirten Kapitale von Vier und einer halben Million Thalern Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen der Berlin- Anhaltiſchen Eifenbahn = Gefellfchaft. 


Berlin, den en . „ 185. 
Die Direktion der Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
(L. S.) 


Obligationen-Reg. S. Rendant. 


Controleur. 


Allerhöchſtes Privilegium. 


ee 


II. RB 
Zins⸗Kupon. — 


Prioritäts⸗Obligation 1. Aupon , 1. 
von Fünfhundert Thalern. 


Inhaber dieſes Kupons erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
2. Januar 18.. aus der Hauptkaſſe der Berlin⸗Anhaltiſchen 


2 

Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Eilf Thaler sieben Silbergroschen 8 

2 sechs Pfennige Preußiſch Kurant ausgezahlt. 5 

25 Berlin, den en 185. 2 

Die Direktion der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


Nach F. 19. des Geſellſchafts-Statuts wird 


dieſer Zinskupon nach dem 2. Januar 18. 


Kupon⸗-Reg. S. 


5 Die Prioritaͤts⸗Obligationen A 100 Rthlr. find, bis auf die Summe, 
an gleichen Inhalts, wie die zu 500 Rthlr., und die Zinskupons lauten auf 


Zwei Thaler fieben Silbergroſchen ſechs Pfennige. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) : 


